
1I-43~ der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

X.Gesetzgebungsperiode 

140/A.B. 
zu 118/J 

An frage be a n tw 0 r tun g 

des Bundesministers für JustizDr. B rod a 

auf die Anfrage der Abgeordneten Pan s i und Genossen, 

betreffend die Obereinigungskommission für Tirol. 

-.-.-
Mit Beziehung auf dasSchreiben·der·Kanzlei·des.Präsidenten.des 

Nationalrates vom 30. Hai 1964, Z.118/J-NR/1964,.beehre.ich.mich, die 

Anfrage der Herren·Abgeordnetenzum Nationalrat.Pansi und Genossen vom 

13.Mai 1964, Nr.118/J, betreffend die Obereinigungskommission für 

Tirol, wie folgt zu beantworten: 

Gemäss Artikel 12·Abs.1Z. 4 B.-VG. steht· im Landarbeitsrecht 

dem Bund nur die Grundsatzgesetzgebung,den Ländern. hingegen die Aus­

führungsgesetzgebung zu. 

Mit der Wahrnehmung der dem Bund.gem.-Artikel.15·Abs •. 8 Bo-VG. 

zustehenden Rechte ist hinsichtlich·desArtikels·I des.Landarbeitsgesetzes, 

ausgenommen Abschnitt 11 (§ 132), das Bundesministerium.für Land-und 

Fortswirtschaft im Einvernehmen mit denbeteiligten-Bundesministerien 

(Artikel IV des Landarbeitsgesetzes, BGB1~Nr.140/1948).betraut. 

Zu dem in den Wirkungskreis. des Bundesministeriums.für Land- und 

Forstwirtschaft fallenden Vorschriften des Landarbeitsgesetzes.geh~rt 

daher auch die Bestimmung der §§ 54 f. Landarbeitsgesetz über die Ober­

einigungskommission. 

Hinsichtlich dieser Bestimmungen, die u.a •. · besagen,. dass .die. Hit­

glieder der Obereinigungskommissionin Auaübung.ihres.Amtes.unabhängig 

und an keine Weisungen.gebunden sind, kommt dem Bundesministerium für 

Justiz also keine Kompetenz zu. 

Dennoch nehme ich gerne.auch in.der.SacheStellung,.unvorgreiflich 

der Meinung der zuständigen Regierungsmitglieder. 

§ 50 Abs.l des Verwaltungsgerichtshofgesetzes .1952,. BGB1.Nr.a96 , 

bestimmt, dass die Verwaltungsbehörden, wenn der Verwaltungsgerichtshof 

einen angefochtenen Bescheid aufgehoben hat, verpflichtet.sind,.in.dem 

betreffenden Fall mit den ihnen zu Gebote stehenden.rechtlichen.Hitteln 

unverzüglich den der Rechtsanschauung des. Ver.wal tungsgerichtshofes . ent­

sprechenden Rechtszustand herzustellen. Die Einhaltung dieser Bestimmung 

kann jedoch durch den Betroffenen nicht erzwungen werden. Seit der Neu-
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l40/A~B. 
zu l187J 

fassung der Artikel 129 bis 137 B.-VG.- durch-die-Verfassungs~-und.Ver­

waltungsgerichtsbarkeits~Novelle 1946, BGBLNr.211/1946,-habennämlich 

die Parteien kein verfassungsmässig gewährleistetes ·Recht auf ein·ent­

sprechendes.Verhaltender Verwaltungsbeh~rde •. Vor der genannten-Novelle 

war die nunmehr im § 50 Abs.l VwGG.1952 Ceinfaches-Ge·setz) enthaltene 

Verpflichtung der Verwaltungsbeh~rde·zurHerstellung.des-der-Rechtsan­

schauung des Verwaltungsgerichtshofesentsprechenden-Rechtszustandes.im 

Artikel 133 Abs.3 Bo-VG. geregelt. Eine Zuwiderhandlung.der·Verwaltungs­

behBrde stellte somit damals die Verletzung-eines-verfassungsmässig 

gewährleisteten Rechtes dar. 

Bei der Prüfung allfälliger Sanktionen-gegen·eine.Verwaltungsbe= 

h~rde, die ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes·nicht.befolgt, 

werden folgende Gruppen von Verwaltungsbeh~rden zu unterscheiden sein: 

1. Verwaltungsbeh~rden, die dem Weisungsrecht-eines-Ministers, einer 

Landesregierung oder eines Landesratesunterliegen:-Gegen-diese.BehBrden kann 

der zuständige Bundesminister, die zuständige.Landesregierung-oder.der zu­

ständige Landesrat geeignete Massnahmen ergreifen;.der-zuständige-Minister, 

die zuständige Landesregierung oder der zuständige.Landesrat aber. unterliegt 

der Verantwortung der obersten Bundes- und Landesorgane. 

2. KollegialbehBrden mit richterlichem·Einschlag.gem.Artikel.133 

Ziffer 4 B.-VG.: In diesen Fällen entscheidet die Kollegialbehörde.als 

oberste Instanz.und ist die Anrufung.desVerwaltungsgerichtshofes_unzulä~sig. 

3. Lediglich für Verwaltungsbeh~rden, .die.weder'-unter.Pkt~1 noch.un­

ter Pkt.2 zu subsumieren sind,_fehlt .. es_an.einer.geeigne.ten.San.1dion:für.die 

Nichtbefolgung eines Erkenntnisses desVerwaltungsgerichtshofeso-Für.diese 

Fä~le besteht eine Lücke im System der Rechtsdurchsatzung,.die.nur dann.­

was wohl selten vorkommt -fühlbar wird, wenn die VerwaltungsbehBrde der 

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofesden Gehorsam.verweigert. 

Hier kBnnte meines Erachtens Abhilfe nur durch eine .Änderungdes 

Verwaltungsgerichtshofgesetzes in der Richtung geschaffen.werden,.dass.der 

Verwaltungsgerichtshof ermächtigt wird, auf Grund.einerBeschwerde.auch 

inder Sache selbst zu entscheiden, was jetzt nurbei.Säumn~sbeschwerden 

möglich ist. Zur Vorbereitung eines solchen Gesetzentwurfes.wäre.allerdings 

nicht das Bundesministerium für Justiz, sondern das Bundeskanzleramt 

zuständig. Ich bin daher nicht in der Lage, der Bundesregierung einen 

solchen Gesetzentwurf vorzulegen. 

......-.-.-
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